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Beschlussempfehlung 
des Vermittlungsausschusses 

zu dem Dritten Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes 
– Drucksachen 18/3785, 18/3993, 18/4164, 18/4189, 18/4514 – 

Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter Michael Grosse-Brömer 
Berichterstatter im Bundesrat: Ministerpräsident Torsten Albig 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 91. Sitzung am 5. März 2015 beschlossene 
Dritte Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes wird nach Maßgabe der 
in der Anlage zusammengefassten Beschlüsse geändert. 
Gemäß § 10 Absatz 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermittlungsausschuss 
beschlossen, dass im Deutschen Bundestag über die Änderungen gemeinsam abzu-
stimmen ist. 

Berlin, den 14. Oktober 2015 

Der Vermittlungsausschuss 

Dr. Johann Wadephul  
Vorsitzender 

Michael Grosse-Brömer 
Berichterstatter 

Torsten Albig  
Berichterstatter 
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Anlage 

Drittes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes 
Das Dritte Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes wird wie folgt geändert: 

1. Die Bezeichnung des Artikels 1 wird wie folgt gefasst: 

„Artikel 1 

Änderung des Regionalisierungsgesetzes“. 

2. Der Artikel 2 wird durch folgende Artikel 2 und 3 ersetzt:  

,Artikel 2 

Weitere Änderung des Regionalisierungsgesetzes 

Das Regionalisierungsgesetz vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378, 2395), das zuletzt durch 
Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
1. Die §§ 5 und 6 werden wie folgt gefasst: 

„§ 5 
Finanzierung und Verteilung 

(1) Den Ländern steht für den öffentlichen Personennahverkehr aus dem Steueraufkommen 
des Bundes nach Maßgabe der folgenden Vorschriften für jedes Jahr ein Betrag zu. 

(2) Für das Jahr 2016 wird der Betrag auf 8 Milliarden Euro festgesetzt. 
(3) Ab dem Jahr 2017 bis einschließlich des Jahres 2031 steigt der in Absatz 2 bezeichnete 

Betrag jährlich um 1,8 vom Hundert. 
(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-

desrates unter Zugrundelegen der Entwicklung der Verkehrsleistung und der Bevölkerungsentwick-
lung die Vomhundertsätze zur Verteilung der sich nach § 5 Absatz 2 und 3 ergebenden Beträge 
festzulegen.  

(5) Die Dynamik des Anstiegs der Infrastrukturentgelte, insbesondere der Stations- und Tras-
senentgelte im Schienenpersonennahverkehr der bundeseigenen Eisenbahninfrastrukturunterneh-
men, ist nach Maßgabe des Eisenbahnregulierungsrechts zu begrenzen. 

§ 6 
Verwendung 

(1) Mit den Beträgen nach § 5 ist insbesondere der Schienenpersonennahverkehr zu finanzie-
ren. 

(2) Die Länder weisen dem Bund jährlich die Verwendung der Mittel nach Maßgabe der An-
lage bis zum 30. September des jeweiligen Folgejahres nach. Die Bundesregierung erstellt jährlich 
aus den Nachweisen der Länder einen Gesamtbericht, der dem Deutschen Bundestag zugeleitet und 
veröffentlicht wird.“ 
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2. Dem Gesetz wird folgende Anlage angefügt: 
„Anlage 

(zu § 6 Absatz 2) 
Verwendungsnachweis 
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 ¹ jeweils unter Angabe von   
 Anteil DB AG   
 Anteil Wettbewerber   
    

 ² Investitionen in Verkehrsanlagen müssen ab einem Volumen ab 5 Mio. € näher beschrieben werden: 

 einzelne Bauprojekte   

 Kosten, Zeitraum   

 
Rückstellungen erforder-
lich/Höhe“.   

 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Januar 2016 in Kraft. 
(2) Artikel 1 tritt mit Wirku  


